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Dringlichkeitsantrag 
 
der Fraktionen von CDU und FDP 
 

Keine Unterbringung gefährlicher, ehemaliger Sicher ungsverwahrter durch die 
Freie und Hansestadt Hamburg in Schleswig-Holstein 
 

        

Der Landtag wolle beschließen: 

 
 
1. Der Landtag spricht sich gegen die Entscheidung des Hamburger Justizsenators 

aus, einen hochgefährlichen, ehemaligen Sicherungsverwahrten auf schleswig-
holsteinischem Gebiet unterzubringen. Die dafür ins Auge gefasste Einrichtung ist 
untauglich, da sie für die offene Unterbringung von Drogen- und Alkoholabhängi-
gen gedacht ist und auch Frauen beherbergt. 

2. Der Landtag bittet den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg, diese Ent-
scheidung umgehend zu revidieren. 

3. Der Landtag bittet die Landesregierung, sich für eine noch intensivere Zusam-
menarbeit und Koordination insbesondere der norddeutschen Bundesländer beim 
Umgang mit ehemals Sicherungsverwahrten einzusetzen. 
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